
 

 

Pflichtinformationen nach DSGVO 
für Mitglieder des Fördervereins  
des Kaiserin-Friedrich-Gymnasiums e.V.  
 

1. Verarbeitungsspezifische Informationen 
 

Namen und Kon-
taktdaten des Ver-
antwortlichen 

Förderverein des Kaiserin-Friedrich Gymnasiums e.V. 
Auf der Steinkaut 1-15  
61352 Bad Homburg 
foerderverein@kaiserin-friedrich.de 

Zwecke, für die die 
personenbezogenen 
Daten verarbeitet 
werden 

Mitgliederverwaltung, Spendenwerbung 

Rechtsgrundlage für 
die Verarbeitung 
und - soweit Verar-
beitung auf Art. 6 
Abs. 1 lit f) DSGVO 
gestützt wird – die 
berechtigten Interes-
sen 

Art. 6 Abs.1 b) DSGVO zu Zweck der Begründung, 
Durchführung und Beendigung der Mitgliedschaft 
Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO im Rahmen des berechtigten 
Interesses der Spendenwerbung für Vereinszwecke 

Empfänger oder Ka-
tegorien von Emp-
fängern der perso-
nenbezogenen Da-
ten 

IT-Dienstleister im Rahmen der Verwaltung der Mitglie-
derdaten, Bank zum Einzug des Mitgliedsbeitrages 

Übermittlungen an 
ein Drittland einschl. 
der Maßnahmen 
zur Gewährleistung 
eines angemessenen 
Datenschutzniveaus 
beim Empfänger 
(einschl. Möglichkeit 
der Kenntnisnahme) 

[z.B. bei Einsatz eines US-Cloud-Dienstleisters: Daten-
übermittlung in die USA, basierend auf [EU-Standard-
vertragsklauseln/EU-US-Privacy Shield], weitere Infor-
mationen hierzu erhalten Sie unter: [   ]. 

Dauer, für die die 
personenbezogenen 

Mitgliederdatensatz wird mit Beendigung der Mitglied-
schaft händisch gelöscht, Dateien, die Grundlage von 



 

 

Daten gespeichert 
werden 

aufzubewahrenden Schriftstücken sind, werden mit Ab-
lauf des 10. Kalenderjahres nach Ausstellungsdatum 
gelöscht und Schriftstücke entsorgt. 

 

2. Erforderlichkeit der Datenerhebung 
Die Bereitstellung der personenbezogenen Daten ist für die Begründung, Durch-
führung und Beendigung der Vereinsmitgliedschaft erforderlich. Ohne diese Daten 
kann die Mitgliedschaft nicht verwaltet werden. 
 

3. Einwilligungen des Betroffenen 
Soweit die Verantwortliche personenbezogene Daten basierend auf einer Einwil-
ligung verarbeitet, kann diese Einwilligung vom Betroffenen jederzeit widerrufen 
werden. Der Widerruf berührt die bis zum Widerruf erfolgte Rechtmäßigkeit der 
Verarbeitung der personenbezogenen Daten nicht. 
 

4. Widerspruchsrecht des Betroffenen gemäß Art. 21 DSGVO 
Der Betroffene hat nach Art. 21 DSGVO das Recht, aus Gründen, die sich aus 
seiner besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung ihn be-
treffender personenbezogener Daten, die aufgrund von Artikel 6 Absatz 1 lit. f) 
DSGVO erfolgt, Widerspruch mit Wirkung für die Zukunft einzulegen.  
Der Verantwortliche verarbeitet die personenbezogenen Daten des Betroffenen 
dann nicht mehr, es sei denn, die Verantwortliche kann zwingende schutzwürdige 
Gründe für die Verarbeitung nachweisen, die die Interessen, Rechte und Freihei-
ten der betroffenen Person überwiegen, oder die Verarbeitung dient der Geltend-
machung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen. 
Einer Verarbeitung der Daten zum Zwecke der Direktwerbung kann der Be-
troffene jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widersprechen. Im Fall des Wider-
spruchs hat der Verantwortliche jede weitere Verarbeitung der Daten zum Zwecke 
der Direktwerbung zu unterlassen. 
 

5. Rechte des Betroffenen  
Der Betroffene hat nach der DSGVO folgende Rechte und Ansprüche gegen den 
Verantwortlichen:  
• das Auskunftsrecht (Art. 15 DSGVO) 
• das Recht auf Berichtigung (Art. 16 DSGVO) 
• das Recht auf Löschung (Art. 17 DSGVO) 
• das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung (Art. 18 DSGVO) 
• das Recht auf Datenübertragung (Art. 20 DSGVO) 



 

 

 

6. Beschwerderecht bei einer Aufsichtsbehörde 
Der Betroffene hat das Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde nach 
Art. 77 DSGVO. Danach kann sich jede betroffene Person unbeschadet eines an-
derweitigen verwaltungsrechtlichen oder gerichtlichen Rechtsbehelfs bei einer Auf-
sichtsbehörde, insbesondere in dem Mitgliedstaat ihres Aufenthaltsorts, ihres Ar-
beitsplatzes oder des Orts des mutmaßlichen Verstoßes beschweren, wenn die 
betroffene Person der Ansicht ist, dass die Verarbeitung der sie betreffenden per-
sonenbezogenen Daten gegen die DSGVO verstößt. 


